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I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN DER STADT PARCHIM ZUR SATZUNG ÜBER DEN  
BEBAUUNGSPLAN NR. 39 „LUDWIGSLUSTER CHAUSSEE II“ 

 
1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
1.1 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind in den Eingeschränkten Gewerbegebieten nach § 8 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein 

zulässige Lagerhäuser und Lagerplätze nur ausnahmsweise und nur im Zusammenhang mit dem jeweiligen 
Gewerbebetrieb zulässig. 

 
1.2 Gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO sind in den Eingeschränkten Gewerbegebieten nach § 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO allgemein 

zulässige Anlagen für sportliche Zwecke nur ausnahmsweise als betriebsbezogene Anlage, Betriebssportstätte, 
zulässig. 
 

1.3 In den Eingeschränkten Gewerbegebieten wird gemäß § 1 Abs. 5 in Verbindung mit  § 1 Abs. 9 BauNVO die nach § 8 
Abs. 2 Nr. 1 BauNVO allgemein zulässige Einzelhandelsnutzung beschränkt.  Selbständige Einzelhandelsbetriebe sind 
generell unzulässig. Für Einzelhandelsnutzungen, die im Zusammenhang mit produzierenden sowie ver- und 
bearbeitenden gewerblichen Tätigkeiten stehen – zu denen auch Reparatur- und Serviceleistungen zählen – sind je 
Unternehmen maximal 200 m² Verkaufsraumfläche zulässig. Die Verkaufsraumfläche darf nur einen untergeordneten 
Teil der Betriebsfläche einnehmen, der 1/5 der Geschossfläche des jeweiligen Betriebes nicht überschreiten darf.  

 
1.4 Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauNVO sind in den Eingeschränkten Gewerbegebieten nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 

ausnahmsweise zulässige Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet 
sind, allgemein zulässig.  
 

1.5 Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO sind in den Eingeschränkten Gewerbegebieten nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO 
ausnahmsweise zulässige Vergnügungsstätten unzulässig.  
 

1.6 Gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO ist in den Eingeschränkten Gewerbegebieten der Einsatz von erneuerbaren Energien zur 
Eigenversorgung der Gewerbebetriebe als Nebenanlage zulässig; ausgenommen hiervon sind Windenergieanlagen, die 
innerhalb des Gebietes nicht zulässig sind.  
 

2. MAß DER BAULICHEN NUTZUNG  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß Eintrag in die Nutzungsschablone festgesetzt. Dabei wird die maximal 

zulässige Gebäudehöhe im GEe1 – Gebiet als Abstandsmaß zwischen der Gebäudeoberkante und dem Bezugspunkt 
festgesetzt; zusätzlich wird die maximale Traufhöhe über dem Bezugspunkt festgesetzt. Im GEe2 – Gebiet wird die 
maximal zulässige Gebäudehöhe als Abstandsmaß zwischen der Gebäudeoberkante und dem Bezugspunkt 
festgesetzt.  

 
Die verwendeten Begriffe sind wie folgt definiert: 
Die Gebäudeoberkante (OK) wird definiert als die Schnittkante zwischen den Außenflächen des aufgehenden 
Mauerwerks und der Oberkante der Dachhaut, bei Flachdächern der Oberkante der Dachkonstruktion. Bei Pultdächern 
bezieht sich die Festsetzung auf die höhere Gebäudeseite. Die Traufhöhe (TH) wird definiert als Abstand zwischen dem 
Schnittpunkt zwischen aufstrebender Außenwand und Dachaußenhautfläche und dem Bezugspunkt. Als unterer 
Bezugspunkt wird die Höhe von 53,00 m über NN festgesetzt. 

 
2.2 Ausnahmen von den Festsetzungen zur Höhenlage sind innerhalb des Gebietes GEe2 für Kranbahnen mit einer 

maximalen Höhe von bis zu 12,00 m und für untergeordnete Teile von Gebäuden oder Silos bis zu einer Höhe von 
16,00 m zulässig, sofern die überbaubare Grundfläche 5 % des Grundstücksanteils für diese Teile nicht überschreitet 
und die Gesamtbauhöhe das Maß der Bauhöhenbegrenzung entsprechend Bauschutzbereich des Flughafens 
Schwerin-Parchim von 70,27 m über NN nicht überschreitet. 

 
2.3 Regelung im Schutzbereich der 110 KV-Freileitungstrasse: 
 Innerhalb des Sicherheitsbereiches der 110 KV-Freileitungstrasse sind die Oberkanten der Gebäude nur bis zu einer 

Höhe über Bezugspunkt zulässig, die den Anforderungen des Betreibers der Leitungen, der WEMAG, entsprechen. 
 
3. BAUWEISE (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
 

Innerhalb der abweichenden Bauweise (a) sind Gebäudelängen über 50,00 m zulässig. Die Abstände regeln sich nach 
der LBauO M-V. 

 
4. ANSCHLUSS ANDERER FLÄCHEN AN DIE VERKEHRSFLÄCHEN (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 

Für den Anschluss der Eingeschränkten Gewerbegebiete GEe1 und GEe2 an das übergeordnete Verkehrsnetz sind 
Zufahrten von den übergeordneten Straßen unter Einhaltung nachfolgender Anforderungen zulässig: 
- an der Ludwigsluster Chaussee an den gemäß Planzeichnung - Teil A festgesetzten Zufahrten, 
- am Juri-Gagarin-Ring (Errichtung auf Antrag außerhalb dieser Bauleitplanung bzw. im Bereich des GFL-R gemäß 
Planzeichnung - Teil A). 
Die Zufahrtsbreite ist je auf maximal 6,00 m zu begrenzen. Für die Zufahrt vom Juri-Gagarin-Ring bzw. der 
Ludwigsluster Chaussee darf die Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Schutzpflanzung durchschnitten 
werden.  
 

5. VORKEHRUNGEN ZUM SCHUTZ VOR SCHÄDLICHEN UMWELTEINWIRKUNGEN 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB i.S. des BImSchG) 
 

5.1 Gliederung des Baugebietes      
 
5.1.1  Das Plangebiet ist entsprechend § 1 Abs. 4 BauNVO hinsichtlich der schalltechnischen Bedürfnisse und 

Eigenschaften gegliedert.  
 
5.1.2 In den vorgegebenen Teilf lächen sind Vorhaben zulässig, deren Geräusche die festgesetzten 

Emissionskontingente LEK weder im Tagzeitraum (06:00 – 22:00 Uhr) noch im Nachtzeitraum (22:00 – 06:00 
Uhr) überschreiten.  

  
Teilf läche Emissionskontingente  

Tags / T 
Emissionskontingente Nachts / N 

GEe 1a 58 dB(A)/m² 43 dB(A)/m² 

GEe 1b 55 dB(A)/m² 48 dB(A)/m² 

GEe 2 59 dB(A)/m² 50 dB(A)/m² 

 
5.1.3 Umverteilungen der flächenbezogenen Schallleistungspegel zwischen den Teilflächen können vorgenommen 

werden; diese bedürfen aber des schalltechnischen Nachweises, dass dadurch keine Verschlechterung der 
Immissionssituation eintritt.  

 
 Zur Vermeidung schädlicher Umwelteinwirkungen ist die Schallemission im Plangebiet so zu begrenzen, dass 

die oben ausgewiesenen Emissionskontingente pro Fläche und der Immissionsanteil des gesamten 
Bebauungsplangebietes nicht überschritten werden. Für eine geplante Ansiedlung muss das Einhalten der 
Emissionskontingente nachgewiesen werden. Die Ermittlung der Beurteilungspegel der geplanten Anlagen hat 
entsprechend der TA Lärm zu erfolgen. Die Einhaltung der Schallimmissionskontingente ist im Einzelfall wie 
folgt nachzuweisen: 

 Anhand der jeweiligen gesamten Betriebsfläche und der festgesetzten Emissionskontingente für diese Fläche 
wird zunächst der für diesen Betrieb anzusetzende anteilige Immissionsrichtwert an allen maßgeblichen 
Immissionsorten nach den Rechenverfahren der DIN ISO 9613-2 bei freier Schallausbreitung, der 
Berücksichtigung eines Raumwinkelmaßes von 3 dB für die Schallabstrahlung der Flächen sowie ohne die 
Berücksichtigung der Boden- und Meteorologiedämpfung und ohne den Korrekturfaktor Cmet berechnet. Die 
emittierende Höhe ist auf 5 m über Geländeoberkante anzusetzen. Ein Vorhaben ist dann schalltechnisch 
zulässig, wenn der nach TA Lärm unter Berücksichtigung der Schallausbreitungsverhältnisse zum Zeitpunkt der 
Genehmigung berechnete Beurteilungspegel  der vom Vorhaben hervorgerufenen Geräuschimmissionen an 
allen maßgeblichen Immissionsorten die anteiligen Immissionsrichtwerte einhält. 

 
5.1.4 Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der 

Beurteilungspegel den Immissionsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB unterschreitet 
(Relevanzgrenze). 

 
5.2 Lärmpegelbereiche – Schutz vor Verkehrslärm  
 

Bei der Sanierung oder Neuerrichtung von schutzbedürftigen Gebäuden sind folgende Punkte zu beachten: 
 

Innerhalb der im Plan festgesetzten Lärmpegelbereiche sind lärmzugewandte Gebäudeseiten und Dachflächen 
von schutzbedürftigen Räumen mit einem resultierenden bewerteten Schalldämm-Maß in Abhängigkeit vom 
ausgewiesenen Lärmpegelbereich entsprechend der nachfolgenden Tabelle zu realisieren: 

 
Lärm-
pegel-
bereich 

Maßgeblicher 
Außenlärm- 
pPegel [dB(A)] 

Erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß  
des Außenbauteils 

R’W,res [dB] 

  Bettenräume in 
Krankenanstalten 
und Sanatorien 

Aufenthalts- und 
Wohnräume 

Büroräume und 
Ähnliches 

 

III 61 - 65                40                             35                    30 

IV 66 - 70                45                             40                    35 

 
Für lärmabgewandte Gebäudeseiten darf der maßgebliche Außenlärmpegel entsprechend Pkt. 5.5.1 der DIN 
4109 ohne besonderen Nachweis bei offener Bebauung um 5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. 
Innenhöfen um 10 dB(A) gemindert werden. 

 
Von den Festsetzungen der vorhergehenden Punkte kann abgewichen werden, sofern im Rahmen des 
Baugenehmigungsverfahrens prüfbar nachgewiesen wird, dass sich durch die Eigenabschirmung der 
Baukörper bzw. durch Abschirmungen vorgelagerter Baukörper der maßgebliche Außenlärmpegel verringert. Je 
nach vorliegendem Lärmpegelbereich sind dann die hierzu in der DIN 4109, Tabelle 8, aufgeführten 
Schalldämm-Maße der Außenbauteile zu Grunde zu legen. 

 
Außenwohnbereiche sind auf der lärmabgewandten Seite der Gebäude anzuordnen oder durch die Stellung 
von Nebenanlagen oder Garagen und / oder massiven Einfriedungen mit einer Höhe von mindestens 2 m vor 
den Verkehrsimmissionen zu schützen. 

 
Innerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV sind in den Schlafräumen und Kinderzimmern schutzbedürftiger 
Nutzungen schallgedämmte Lüftungseinrichtungen vorzusehen 

 
6. GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 15, Nr. 25a u. 25b BauGB und § 9 Abs. 1a BauGB) 
 
6.1 Private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Schutzpflanzung 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB) 
 

Die private Grünfläche mit der Zweckbestimmung Schutzpflanzung ist dauerhaft zu erhalten. In Bereichen, in 
denen es keine Überschneidung mit vorhandenem Leitungsbestand und erforderlichen Zufahrten gibt, sind 
Anpflanzungen von Bäumen und Sträuchern zulässig. 
Ausnahmsweise ist die Unterbrechung der festgesetzten Privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
Schutzpflanzung zulässig, sofern es sich um Grundstückszufahrten von Ansiedlungsgrundstücken innerhalb der 
Gebiete GEe1 und GEe2 handelt.      

Auf der privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung Schutzpflanzung (Flurstück 2/27 und 2/28) ist eine 
fünfreihige Hecke als Ausgleichsmaßnahme vorzusehen.  Es sind verpflanzte Sträucher 60-100 cm hoch bzw. 
Heister 2 x verpflanzt 150-200 cm hoch zu pflanzen. Die Pflanzung ist stufig aus Sträuchern, Heistern und 
Hochstämmen aufzubauen. Die Pflanzfläche ist je Strauch mit 1 m² je Stück und für Heister mit 1,5 m² je Stück 
zu bemessen.  

 
Es sind folgenden Arten zu verwenden: 
Bäume :  (Anteil ca. 25%), 
 Winter-Linde (Tilia cordata), Gemeine Birke (Betula pendula). 
Heister:  (Anteil ca. 25%), 
Spitz-Ahorn (Acer platanoides), Echte Mehlbeere (Sorbus aria), Wild-Apfel (Malus sylvestris). 
Sträucher:  (Anteil ca. 50%), 
Eingriffliger Weißdorn (Crataegus monogyna), Kornelkirsche (Cornus mas), Gold-Hasel (Corylus avellana  
Àurea`), Wolliger Schneeball (Viburnum lantana), Sauerdorn (Berberis vulgaris), Pfaffenhütchen (Euonymus 
europaeus), Rose (Rosa canina). 

 
Für die Pflanzung ist nach der einjährigen Fertigstellungspflege eine zweijährige Entwicklungspflege 
vorgesehen.  

 
6.2 Erforderliche Anpflanzungen für Rodungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
  

 Für die Rodung der nach § 18 NatSchAG M-V geschützten Einzelbäume innerhalb des Plangebietes ist die 
Anpflanzung von 19 Einzelbäumen auf der Gemeinschaftsstellplatzanlage im östlichen Plangebiet, am Juri-
Gagarin-Ring vorzusehen. 

 
Als Ausgleich für die Rodung von 11 geschützten Einzelbäumen ist die Pflanzung von 19 Stück einheimischen 
standortgerechten Laubbäumen als Hochstamm 3-mal verpflanzt, mit einem Stammumfang von 16-18 cm, 
vorzusehen.  
 

 Folgende Arten sind zu verwenden: 
Bäume :  Spitz-Ahorn (Acer platanoides), Winter-Linde `Rancho` (Tilia cordata `Rancho`),  Gemeine Birke   
               (Betula pendula),  Flatter-Ulme (Ulmus laevis). 

 
Nach der einjährigen Fertigstellungspflege ist eine zweijährige Entwicklungspflege für die Pflanzung 
vorgesehen. 

 
6.3 Bindungen für die Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) 

  
Die mit Erhaltungsgeboten festgesetzten Einzelbäume und Gehölzbestände sind dauerhaft zu erhalten und zu 
pflegen. Gehölze sind bei Abgang mit einheimischen standortgerechten Laubgehölzen nach zu pflanzen.  
 

 Folgende Arten stehen zur Auswahl: 
Bäume :  Spitz-Ahorn (Acer platanoides), Winter-Linde (Tilia cordata), Gemeine Birke (Betula pendula) 

    Flatter-Ulme (Ulmus laevis) 
 
6.4 Eingriffs- Ausgleichsregelung/ Kompensationserfordernis  (§ 9 Abs. 1a BauGB) 
 
 Die für die Bebauung gemäß Zielsetzung des Bebauungsplanes erforderlichen Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen werden durch Kompensationsflächenäquivalente des Ökokontos der Stadt Parchim 
ausgeglichen. Zum vollständigen Ausgleich der Eingriffe im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden von 
der Maßnahme „Umgehungsgerinne zur Wiederherstellung der Durchgängigkeit eines Teilabschnittes des 
Roten Baches bei Klein Godems“ (Aktiva 59.400,00 m²) die erforderlichen 28.588,07 m²  Flächenäquivalente 
vom Ökokonto der Stadt Parchim zugeordnet. 

 
7. Bedingtes Baurecht (§ 9 Abs. 2 BauGB) 
 
 Mit dem Umbau oder Abriss von Gebäuden sowie mit der Abnahme alter Bäume darf gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 

Satz 1 BauGB erst begonnen werden, wenn durch den Bauherren / Vorhabenträger Nachweise erbracht 
wurden, dass die Artenschutzrechtlichen Bestimmungen des § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes eingehalten 
werden. Dieser Nachweis, dass keine Fledermäuse oder Gebäudebrüter vorkommen bzw. nicht erheblich 
beeinträchtigt werden, ist durch den Bauherren bzw. Vorhabenträger der zuständigen Behörde rechtzeitig vor 
Beginn von Baumaßnahmen vorzulegen. 

 
 
 
 
 
 
II. FESTSETZUNGEN ZUR ÄUSSEREN GESTALTUNG VON BAULICHEN 
  ANLAGEN (ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN) 
 (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 86 Abs. 1 LBauO M-V) 
 
1. WERBEANLAGEN 

 
Auf den Privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung Schutzpflanzung sind Werbeanlagen nur als 
Sammelanlagen für das Gesamtgebiet zulässig. Es sind keine selbstleuchtenden oder reflektierenden 
Werbeanlagen zulässig. Werbeanlagen sind nur als angestrahlte Werbeanlagen oder ohne Lichtwerbung 
zulässig.  
Innerhalb der Eingeschränkten Gewerbegebiete sind Werbeanlagen nur am Ort der Leistung zulässig.  

 
 

9. Hinweise aus luftfahrtbehördlicher Sicht 
  

Aufgrund der Lage im Bauschutzbereich des Flughafens Schwerin-Parchim werden Beschränkungen zur 
Bauhöhe getroffen. Die Bauhöhenbegrenzung beträgt im Bebauungsplangebiet 70,27 m über NN. Gemäß § 12 
Abs. 3 Ziff. 1 Buchst. a) Luftverkehrsgesetz (LuftVG) darf die für die Baugenehmigung zuständige Behörde die 
Errichtung von Bauwerken nur mit Zustimmung der Luftfahrtbehörde genehmigen, wenn die Bauwerke die 
Höhenbegrenzung von 70,27 m über NN überschreiten sollen. Die luftfahrtbehördliche Zustimmungs- bzw. 
Genehmigungspflicht besteht auch für zeitweilige Luftfahrthindernisse, wie z. B. Baukräne. 

 
10. Hinweise zum Schallschutz 
 

Als Hinweis werden die aus den festgesetzten Emissionskontingenten resultierenden Immissionskontingente an 
den maßgeblichen Immissionsorten aufgeführt: 

  
 Immissionskontingente [dB(A)] entsprechend dem B-Plan - Tagzeitraum  

IO GEe 1a GEe 1b GEe 2 

LEK 58 55 59 

IO 1 54 36 46 

IO 2 53 43 51 

IO 3 44 46 47 

IO 4 43 45 47 

IO 5 46 48 51 

IO 6 41 36 43 

IO 7 39 34 40 

IO 8 62 40 54 

IO 9 62 34 48 

 LEK - Emissionskontingente 
 
  

Immissionskontingente [dB(A)] entsprechend dem B-Plan - Nachtzeitraum  
IO GEe 1a GEe 1b GEe 2 

LEK 43 48 50 

IO 1 39 29 37 

IO 2 38 36 42 

IO 3 29 39 38 

IO 4 28 38 38 

IO 5 31 41 42 

IO 6 26 29 34 

IO 7 24 27 31 

IO 8 47 33 45 

IO 9 47 27 39 

 LEK - Emissionskontingente 
 
 

 

 
  
 Lage der Immissionsorte IO 
 
 
11. Waldschutzabstand 
 (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

 
Innerhalb der als von der Bebauung freizuhaltenden Flächen Waldschutzabstand (W) sind ausnahmslos solche 
bauliche Anlagen zulässig, die nicht dem Aufenthalt von Menschen dienen, zum Beispiel Stellplätze und 
Lagerräume. 

 
12. Voraussetzung für die Herstellung der zusätzlichen Zufahrt auf dem Flurstück 2/28 von der B 191  
 

Entsprechend Stellungnahme des Straßenbauamtes Schwerin vom 04.08.2011 ist für die zusätzliche Zufahrt im 
nordwestlichen Bereich des Flurstücks 2/28 innerhalb des Plangeltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 39 
der Bau einer Linksabbiegerspur Voraussetzung. Die betroffene Stelle ist im Plan gesondert gekennzeichnet.  
 

 
III.   HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN 
 
1. Verhalten bei Bodendenkmalfunden 

 
Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege hat in seiner Stellungnahme mitgeteilt, dass nach gegenwärtigem 
Kenntnisstand im Gebiet keine Bodendenkmale bekannt sind. Da bei Bauarbeiten jedoch jederzeit 
archäologische Funde und Fundstellen entdeckt werden können, wird die Vorgehensweise für 
Bodendenkmalfunde geregelt. Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, ist gemäß § 11 Gesetz zum Schutz und zur Pflege der Denkmale im Lande Mecklenburg-
Vorpommern (Denkmalschutzgesetz – DSchG M-V) die zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu 
benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des 
Landesamtes für Kultur und Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür 
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 

 
2. Bau- und Kunstdenkmale 
 

Das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege hat in seiner Stellungnahme mitgeteilt, dass im Plangebiet keine 
Bau- und Kunstdenkmale berührt sind. 

 
3. Anzeige des Baubeginns bei Erdarbeiten 
 

Der Beginn der Erdarbeiten ist der unteren Denkmalschutzbehörde zwei Wochen vor Termin schriftlich und 
verbindlich mitzuteilen, um zu gewährleisten, dass Mitarbeiter oder Beauftragte des Landesamtes für Kultur und 
Denkmalpflege bei den Erdarbeiten zugegen sein können und eventuell auftretende Funde gemäß DSchG 
Mecklenburg-Vorpommern unverzüglich bergen und dokumentieren können. Dadurch werden Verzögerungen 
der Baumaßnahmen vermieden. 

 
4. Verhaltensweise bei unnatürlichen Verfärbungen bzw. Gerüchen des Bodens 

 
Durch den Landkreis Parchim wurde in der Stellungnahme mitgeteilt, dass keine Altlasten für das Plangebiet 
bekannt sind. Sollten Altablagerungen oder Altlastverdachtsflächen im Zuge der Realisierung von Vorhaben 
zutage treten bzw. Anzeichen für bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes angetroffen werden wie 
- abartiger Geruch, 
- anormale Färbung, 
- Austritt von verunreinigten Flüssigkeiten, 
- Ausgasungen, 
- Reste alter Ablagerungen (Hausmüll, gewerbliche Abfälle etc.), 
hat dies auf der Grundlage des § 23 des Abfallwirtschafts- und Altlastengesetzes M-V der Antragsteller der 
Immissions- und Bodenschutzbehörde (Landkreis Parchim) anzuzeigen. 

 
5.  Munitionsfunde 

 
Sollten bei Tiefbauarbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition gefunden werden, sind aus 
Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen und der 
Munitionsbergungsdienst ist zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei oder Ordnungsbehörde 
hinzuzuziehen. 
Wer Kampfmittel entdeckt, in Besitz hat oder Kenntnis von Lagerstellen derartiger Mittel erhält, ist nach § 5 
Kampfmittelverordnung verpflichtet dies unverzüglich den örtlichen Ordnungsbehörden anzuzeigen. 

 
6. Abfall und Kreislaufwirtschaft 

 
Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass von den Baustellen als auch von den 
fertiggestellten Objekten eine vollständige und geordnete Abfallentsorgung entsprechend der Abfallsatzung des 
Landkreises erfolgen kann. Der Grundstücksbesitzer ist als Abfallbesitzer nach §§ 10 und 11 Krw-/ AbfG zur 
ordnungsgemäßen Entsorgung belasteten Bodenaushubs verpflichtet. Abfälle (verunreinigter Erdaushub bzw. 
Bauschutt), die nicht verwertet werden können, sind entsprechend §§ 10 und 11 KrW-/AbfG durch einen 
zugelassenen Beförderer in einer Abfallbeseitigungsanlage zu entsorgen. Unbelastete Bauabfälle dürfen gemäß 
§ 18 AbfAlG M-V nicht auf Deponien abgelagert werden. Sie sind wieder zu verwerten.  

 
7. Bodenschutz  

 
Werden schädliche Bodenveränderungen oder Altlasten im Sinne des Bundesbodenschutzgesetzes 
(BBodSchG) festgestellt, sind mit der zuständigen Behörde, Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
Schwerin, gemäß § 13 BBodSchG die notwendigen Maßnahmen abzustimmen (Sanierungsuntersuchung, 
Sanierungsplanung, Sanierung bzw. Sicherung). Bei der Erfüllung dieser Pflichten ist die planungsrechtlich 
zulässige Nutzung der Grundstücke und das sich daraus ergebende Schutzbedürfnis zu beachten, soweit 
dieses mit den Bodenfunktionen nach § 2 Abs. 2 BBodSchG zu vereinbaren ist. Für jede Maßnahme, die auf 
den Boden einwirkt, hat der Verursacher die entsprechende Vorsorge zu treffen, dass schädliche 
Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden. Bodeneinwirkungen sind zu vermeiden bzw. zu vermindern, 
soweit das im Rahmen der Baumaßnahmen verhältnismäßig ist. Bei der Sicherung von schädlichen 
Bodenveränderungen ist zu gewährleisten, dass durch die verbleibenden Schadstoffe keine Gefahr oder 
erhebliche, nachteilige Belastung für den Einzelnen oder die Allgemeinheit entstehen. Im Falle einer Sanierung 
muss der Verursacher dafür sorgen, dass die Vorbelastungen des Bodens bzw. die Altlasten so weit entfernt 
werden, dass die für den jeweiligen Standort zulässigen Nutzungsmöglichkeiten wieder hergestellt werden. 
Diese Hinweise werden allgemeingültig dargestellt, da bisher für den Standort keine Altlasten bekannt sind. Es 
handelt sich lediglich um einen vorsorglichen Hinweis. 

 
8. Artenschutzrechtliche Belange  

 
Um die potentiell vorkommenden Arten beim Brüten oder bei der Aufzucht nicht erheblich zu beeinträchtigen, 
sind Gehölzabnahmen gemäß §39 (5) Nr. 2 BNatSchG nur im Zeitraum von Oktober bis Februar zulässig.   
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SATZUNG DER STADT PARCHIM ÜBER DEN BAUUNGSPLAN NR. 39 "LUDWIGSLUSTER CHAUSSEE II"
TEIL A - PLANZEICHNUNG
Es gilt die Baunutzungsverordnung  (BauNVO) in  der  Fassung der Bekannt-
machung  vom 23. Januar 1990 (BGBI. I Seite 132), zuletzt  geändert  durch
das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz  vom 22.04.1993, in
Anwendung  der  Planzeichenverordnung (PlanzV)  vom 18. Dezember 1990
(BGBI. I Seite 3 vom 22. Januar 1991).

Die     Planzeichnung     -Teil  A- 
des  Bebauungsplanes   gilt   nur   
im    Zusammenhang   mit    den 
textlichen Festsetzungen -Teil B-.
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PLANZEICHENERKLÄRUNG

BAULICHEN NUTZUNG
MASS DER 

SATZUNG
DER STADT PARCHIM

ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 39 
"LUDWIGSLUSTER CHAUSSEE II"

VERFAHRENSVERMERKE
1.  Die Stadtvertretung der Stadt Parchim hat am 28.10.2009 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 39 „Ludwigsluster 
Chaussee II“ beschlossen.  Der Aufstellungsbeschluss  wurde am  07.11.2009  im amtlichen Bekanntmachungs- und In-
formationsblatt "Uns Pütt" ortsüblich bekannt gemacht.  

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

2.  Die für Raumordnung und Landesplanung  zuständige Stelle ist gemäß § 17 des Landesplanungsgesetzes Mecklen-
burg- Vorpommern beteiligt worden.

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

3.  Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde am  23.10.2010 im amtlichen Bekannt-
machungs- und  Informationsblatt "Uns Pütt" ortsüblich  bekannt gemacht. Die  frühzeitige  Beteiligung der Öffentlichkeit 
erfolgte in einer Bürgerinformationsveranstaltung am 04.11.2010.

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

4.  Die von der Planung  berührten  Behörden und  sonstigen Träger öffentlicher  Belange sowie die Nachbargemeinden 
sind gemäß § 4 Abs. 1 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB mit  Schreiben  vom 20.12.2010  zur Äußerung, auch im Hinblick 
auf Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert worden.

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

5.  Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 39 "Ludwigsluster Chaussee II", bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Text (Teil B), die Begründung einschließlich des Umweltberichtes sowie wesentliche bereits vorliegende umweltbe-
zogene Stellungnahmen wurden durch die Stadtvertretung am 22.06.2011 gebilligt und haben gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 
in der Zeit vom 11.07.2011 bis einschließlich 12.08.2011 während folgender Zeiten öffentlich ausgelegen:

Montag - Mittwoch                             8:30 - 12:00 Uhr  und  13:30 - 16:30 Uhr
Donnerstag                                        8:30 - 12:00 Uhr  und  13:30 - 18:00 Uhr
Freitag                                               8:30 - 12:00 Uhr

Der Beschluss über die öffentliche Auslegung vom 22.06.2011 ist mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Aus-
legungsfrist von jedermann  schriftlich  oder  zur  Niederschrift  vorgebracht  werden können,  durch  Veröffentlichung im 
amtlichen Bekanntmachungs- und Informationsblatt "Uns Pütt" am  02.07.2011 ortsüblich bekannt gemacht worden. Die 
Behörden und sonstigen Träger  öffentlicher Belange  sowie die  Nachbargemeinden  wurden benachrichtigt und gemäß 
§ 4 Abs. 2 BauGB bzw. § 2 Abs. 2 BauGB zur Stellungnahme aufgefordert.

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

6.  Der katastermäßige Bestand am ......................... wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen 
Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte,  da die rechtsverbindliche Flurkarte 
im Maßstab 1: .................... vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet werden.

Parchim,

                                                                                                                                        im Auftrag, Unterschrift

7.  Die Stadtvertretung  hat  am 26.10.2011 die fristgerecht vorgebrachten Stellungnahmen gemäß § 2 Abs. 2, § 3 Abs.1 
und 2 sowie § 4 Abs.1 und 2 BauGB geprüft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

8.  Die Stadtvertretung hat am  26.10.2011  den Bebauungsplan Nr. 39 "Ludwigsluster Chaussee II", bestehend aus der 
Planzeichnung  (Teil A) und  den textlichen  Festsetzungen (Teil B)  als Satzung  gemäß § 10 BauGB  beschlossen. Die 
Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss vom gleichen Datum gebilligt.

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

9.  Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 39 „Ludwigsluster Chaussee II“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und den textlichen Festsetzungen (Teil B), die  beigefügte  Begründung und  die zusammenfassende Erklärung über die 
Berücksichtigung der Umweltbelange werden hiermit ausgefertigt.

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

10. Der Satzungsbeschluss über den  Bebauungsplan sowie die Stelle,  bei der der Plan auf Dauer während der Dienst-
stunden von jedermann  eingesehen werden  kann und  über  den  Inhalt  Auskunft  zu erhalten  ist, sind am 05.11.2011 
durch Veröffentlichung  im amtlichen  Bekanntmachungs- und  Informationsblatt  "Uns Pütt" ortsüblich bekannt gemacht 
worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften  und 
von Mängeln der Abwägung sowie auf Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und auf  die  Fälligkeit und  das Erlöschen  von Ent-
schädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.

Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 39 "Ludwigsluster Chaussee II" ist mit Ablauf des 05.11.2011 in Kraft getreten.

Parchim,  

                                                                                                                                                     Der Bürgermeister

TEIL B - TEXT

SATZUNG
DER STADT PARCHIM ÜBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 39
"LUDWIGSLUSTER CHAUSSEE II"
GEMÄß PAR. 10 BAUGB I. VERB. MIT PAR. 86 LBAUO M-V

Aufgrund  des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der  Bekanntmachung  vom 23. September 2004 

(BGBl.  I  S.2141)   einschließlich  aller  rechtsgültigen  Änderungen   sowie  der   Landesbauordnung  Mecklenburg- 

Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. April 2006 (GVOBl. M-V S. 102) wird nach 

Beschlussfassung  durch  die  Stadtvertretung   vom  26.10.2011  folgende  Satzung  der   Stadt  Parchim  über  den 

Bebauungsplan Nr. 39 "Ludwigsluster Chaussee II" bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) 

erlassen:
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Stempel

H.Scharf
Stempel

H.Scharf
Stempel









